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Nach monatelangen Verhandlungen, politischen Rangkämpfen und einem zunehmend
gelähmten Parlament hat Frankreichs Premierminister Sébastien Lecornu eine folgenreiche
Entscheidung getroffen: Der Haushaltsentwurf für 2026 wird mithilfe von Artikel 49 Absatz 3
der Verfassung verabschiedet – ohne finale Abstimmung in der Nationalversammlung. Der
Rückgriff auf dieses außergewöhnliche Instrument offenbart nicht nur die Schwäche der
parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse, sondern rückt auch die institutionellen Grenzen
der Fünften Republik erneut ins Zentrum der politischen Debatte.

Eine politische Kehrtwende

Bei seinem Amtsantritt im Herbst 2025 hatte Lecornu explizit versprochen, auf den Einsatz
von Artikel 49.3 zu verzichten. Man wolle, so hieß es damals, den Dialog mit dem Parlament
suchen, um einen neuen Ton in der Zusammenarbeit zwischen Regierung und Legislative zu
setzen – ein Signal der Abgrenzung gegenüber der autoritär anmutenden
Durchsetzungspolitik unter seinen Vorgängern.

Drei Monate später ist von diesem Vorhaben wenig geblieben. Die Regierung sah sich
außerstande, eine stabile Mehrheit für den Haushalt zu sichern – trotz zahlreicher
Kompromissangebote an die moderate Linke und Teile der konservativen Opposition. Die
politische Arithmetik einer stark zersplitterten Nationalversammlung ließ Lecornu kaum
Spielraum: Entweder ein Scheitern im Plenum mit potenziell desaströsen Folgen für die
staatliche Handlungsfähigkeit – oder ein institutioneller Kraftakt.

Wie funktioniert Artikel 49.3?

Artikel 49 Absatz 3 ist eines der mächtigsten, zugleich umstrittensten Instrumente der
französischen Verfassung. Er erlaubt es der Regierung, ein Gesetz ohne Abstimmung im
Parlament als angenommen zu erklären – es sei denn, die Nationalversammlung bringt
binnen 24 Stunden einen Misstrauensantrag ein und beschließt ihn mit absoluter Mehrheit.
Damit wird jeder Einsatz des 49.3 automatisch zur Vertrauensfrage.

Formal handelt es sich um ein legitimes Verfahren – materiell jedoch um eine politische
Ausnahmelage. In der Praxis zwingt der Artikel die Opposition, sich entweder zur
Regierungsübernahme zu bekennen – oder dem Gesetz tatenlos zuzustimmen. Für die
Regierung bedeutet dies: hohes Risiko bei potenziell hohem Ertrag.
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Die Schwäche des Parlaments – oder der Regierung?

Lecornus Schritt ist Ausdruck einer politischen Realität: Die französische
Nationalversammlung ist tief fragmentiert, das Parteiensystem ausgehöhlt. Weder der
Präsident noch der Premier verfügen über eine belastbare Mehrheit, Bündnisse wechseln je
nach Thema, und zahlreiche Fraktionen agieren primär in Oppositionshaltung. Unter diesen
Bedingungen wird selbst ein zentraler Gesetzesakt wie der Haushalt zu einem Ringen um
symbolische Positionierungen statt konstruktiver Gesetzesarbeit.

Zugleich offenbart sich die strukturelle Asymmetrie der Fünften Republik: Die Exekutive
verfügt über weitreichende Mittel, um sich gegenüber einem blockierten Parlament
durchzusetzen – gerade in Haushaltsfragen, in denen der Zeitdruck zugunsten der Regierung
wirkt. Doch jeder Einsatz von 49.3 verstärkt das Bild einer Regierung, die nicht überzeugt,
sondern erzwingt.

Zwischen institutioneller Notwendigkeit und demokratischer Erosion

Der Rückgriff auf Artikel 49.3 ist kein Rechtsbruch – doch er ist ein Warnsignal. Je häufiger ein
Premierminister dieses Instrument nutzt, desto stärker wird das Vertrauen in
parlamentarische Aushandlungsprozesse untergraben. Das Grundproblem bleibt: Frankreichs
politische Architektur ist auf klare Mehrheiten ausgelegt – doch die Gesellschaft wählt
zunehmend fragmentiert.

In dieser Situation erscheint der 49.3 als Notventil – institutionell vorgesehen, aber
demokratisch riskant. Die Frage, ob dies eine pragmatische Lösung oder eine politische
Bankrotterklärung ist, bleibt offen. Klar ist: Mit dieser Entscheidung hat Lecornu nicht nur ein
Budget durchgesetzt, sondern auch eine zentrale Debatte über die Funktionsfähigkeit der
französischen Demokratie neu entfacht.
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